
Hier wird die Kostenentscheidung des Gerichts inso­
weit ergänzt. Über Kostenfestsetzungsgesuche entschei­
det aber nicht die zweite Instanz, sondern der Sekretär 
des Gerichts erster Instanz (§§ 103, 104 ZPO, 4 AnglVO). 
Erst in diesem Verfahren ist auch zu prüfen, ob die 
in Ansatz gebrachten Gebühren eines Rechtsanwalts 
ihre Berechtigung haben oder nicht. Erst in diesem 
Verfahren können deshalb die m. E. zutreffenden Aus­
führungen des Senats zum Gebührenanspruch des 
Rechtsanwalts von Bedeutung sein.

Bedenklich erscheint mir auch der über der Ent­
scheidung angebrachte zweite Leitsatz. Danach begrün­
den Schriftsätze, die vor Zustellung der Berufungsschrift 
eingehen, keinen Gebührenanspruch. Diese Ansicht 
findet im Gesetz keine Stütze. Die Berufung wird durch 
Einreichung der Berufungsschrift beim Berufungsgericht 
eingelegt (§ 518 ZPO). Die zweite Instanz wird also mit 
dem Eingang der Berufungsschrift beim Berufungsge­
richt eröffnet. Alle Wirkungen der Berufung treten nicht 
erst mit der Zustellung der Berufungsschrift (§ 519 a 
ZPO) ein, sondern bereits mit dem Anhängigwerden 
beim Berufungsgericht. Ist aber die zweite Instanz 
mit dem Eingang der Berufungsschrift eingeleitet, dann 
folgt daraus, daß der Berufungsverklagte nicht die 
Zustellung der Berufungsschrift abwarten muß, sondern 
sich sofort verteidigen kann. Die Tätigkeit des Rechts­
anwalts, die dieser nach Anhängigwerden der Berufung 
für den Berufungsverklagfen in der zweiten Instanz 
ausübt, muß deshalb auch einen Gebührenanspruch 
begründen. Dabei muß berücksichtigt werden, daß nicht 
immer allein das Einreichen von Schriftsätzen für den 
Gebührenanspruch maßgebend ist. Auch die sonstige 
Tätigkeit, wie die Beschaffung von Gutachten und 
sonstigem Beweismaterial, die Information der Partei 
usw., kann den Gebührenanspruch (Prozeßgebühr) be­
gründen. Auch § 52 RAGebO bestimmt lediglich, daß die 
Gebührensätze des § 13 sich in der Berufungsinstanz 
um 3ho erhöhen, macht also den Gebührenanspruch nicht 
von der vorherigen Zustellung der Berufungsschrift 
abhängig. M. E. steht das auch mit den Bedürf­
nissen unseres Zivilprozesses im Einklang; kann es 
sich doch nur fördernd auf die Sachaufklärung und 
Konzentration des Prozesses auswirken. Für den Be­
rufungskläger ist das kein Nachteil, denn für ihn 
besteht mit der Einreichung der Berufung immer das 
Risiko, mit den Kosten belastet zu werden.

Voraussetzung ist natürlich, daß der Rechtsanwalt 
eine sachdienliche Tätigkeit entwickelt. Sicher gibt es 
in dieser Hinsicht noch Mängel; ihre Beseitigung ist 
aber nicht zuletzt eine Frage der Erziehung und des­
halb im engen Zusammenhang mit der erzieherischen 
Funktion unserer Gerichte zu sehen. In dieser Hin­
sicht ist die Begründung des veröffentlichten Beschlusses 
sehr erfreulich, bricht sie doch mit den bisherigen 
Ansichten und der Rechtsprechung der bürgerlichen 
Gerichte zu § 13 Ziff. 1 RAGebO. Gerade auch in 
dieser Frage zeigt sich deutlich der neue Inhalt, der 
den. von unserem Staat sanktionierten alten Rechts­
normen innewohnt. Wenn § 13 Ziff. 1 RAGebO die 
sogenannte Prozeßgebühr für den Geschäftsbetrieb 
einschließlich der Information gewährt, dann kann 
darunter in unserem Staate eben nicht eine „beliebige“, 
sondern nur eine die Sache fördernde Tätigkeit ver­
standen werden. Das ergibt sich klar aus der Funktion 
des Rechtsanwalts in unserer Arbeiter- und Bauern­
macht. Die im Kapitalismus so ausgeprägte „Gebühren­
schinderei“ hat in unserem Staat keine Existenz­
berechtigung. Diesen Standpunkt teilt wohl auch die 
übergroße Mehrzahl unserer Rechtsanwälte. Der An­
sicht des Bezirksgerichts Leipzig ist also m. E. durch­
aus zuzustimmen, sie kann jedoch nicht für die Kosten­
entscheidung, sondern nur für die Kostenfestsetzung 
von Bedeutung sein.
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Das BG macht die Erstattungsfähigkeit der in der 

Berufungsinstanz entstehenden Rechtsanwaltsgebühren 
davon abhängig, daß der Berufungsb'eklagte „seitens 
des Bezirksgerichts“ von der Berufung Kenntnis erhält, 
mit anderen Worten also, daß die Berufungsschrift der 
Vorschrift des § 519 a ZPO entsprechend zugestellt 
worden ist.

Dieser Standpunkt läßt sich mit dem Gesetz nicht 
stützen. Die Berufungseinlegung steht insoweit der 
Klageerhebung nicht gleich. Während jene die „Zu­
stellung eines*Schriftsatzes“ (§ 253 ZPO) als notwendige 
Voraussetzung hat, kommt es bei dieser allein auf die 
Einreichung der Berufungsschrift an (§ 518 ZPO). Diese 
Einreichung allein ist es, die den Eintritt der Rechts­
kraft des erstinstanzlichen Urteils hemmt und dadurch 
— nunmehr in einer neuen Instanz — die weitere 
Rechtshängigkeit der Sache, die sonst durch di.e Rechts­
kraft beendet worden wäre, begründet. Allein die 
Berufungseinlegung ist es demnach auch, die die Pro­
zeßparteien ihre Parteirollen beibehalten läßt. Daraus 
folgt, daß die Zustellung der Berufungsschrift weiter 
keine Bedeutung hat als die Zustellung irgendeines 
vorbereitenden Schriftsatzes. Es ist deshalb bedeu­
tungslos, ob der Berufungsbeklagte erst nach dieser 
Zustellung vermittels eines vorbereitenden Schrift­
satzes zum Berufungsvorbringen Stellung nimmt oder 
ob er das schon vorher tut, etwa weil er durch Ein­
sichtnahme in die Gerichtsakten von dem Vorbringen 
des Berufungsklägers Kenntnis erhalten hat. Maßgebend 
ist nur, daß der Berufungsbeklagte bereits Prozeßpartei, 
daß die Sadie also rechtshängig ist. Dies allein ist 
Voraussetzung für die Entstehung erstattungsfähiger 
Kosten.

Was die weitere Begründung des Beschlusses anlangt, 
so ist davon auszugehen, daß beim Verfahren in der 
Berufungsinstanz Anwaltszwang besteht, daß es sich 
also um einen Anwaltsprozeß handelt, dessen schrift- 
sätzliche Vorbereitung durch § 129 ZPO zwingend vor­
geschrieben ist. Der Berufungsbeklagte muß also für die 
mündliche Verhandlung vor dem Berufungsgericht einen 
Antrag ankündigen und diesen Antrag begründen. Hier 
nun mit dem BG generell eine ins einzelne gehende 
Begründung zu verlangen, erscheint jedoch verfehlt. 
Man muß einmal ins Auge fassen, daß dem Berufungs­
beklagten im Regelfälle die Begründung des ange­
fochtenen Urteils zur Seite steht. Diese Begründung 
wird in der Berufungsinstanz regelmäßig weitgehend 
mit dem Vorbringen des Berufungsbeklagten überein­
stimmen. Darüber hinaus ist es aber so, daß ein An­
walt, der seine Pflichten als Prozeßbevollmächtigter 
gewissenhaft erfüllt, seine Argumente bereits vor dem 
erstinstanzlichen Gericht voll ausschöpft. Ein solches 
Verhalten ist auch durchaus wünschenswert, denn es 
dient nicht nur dem Interesse der von dem betreffen­
den Anwalt vertretenen Prozeßpartei, sondern stärkt 
auch die Überzeugungskraft des Urteils, weil es dem 
Gericht ermöglicht, in seiner Urteilsbegründung auf 
alle Eventualitäten einzugehen. Nicht zuletzt wird ein 
gewissenhafter Anwalt auch angesichts der Vorschriften 
über die Zurückweisung, verspäte ten Vorbringens seinen 
Vortrag in der ersten Instanz so umfassend wie nur 
möglich gestalten.

Unter Zugrundelegung dieser Gesichtspunkte leuchtet 
es ein, daß es unrichtig ist, die bloße Bezugnahme auf 
das erstinstanzliche Vorbringen und auf die Urteils­
gründe niemals als vorbereitenden Schriftsatz zu werten. 
Auch in Fällen, in denen der Berufungskläger sich nicht 
nur — weil es sich z. B. lediglich um die Entscheidung 
einer Rechtsfrage handelt — auf sein erstinstanzliches 
Vorbringen bezieht, würde man die Gefahr herauf­
beschwören, daß weitgehend überflüssige Schriftsätze 
angefertigt werden, die nur die Akten füllen, sonst 
aber der Sache in keiner Weise dienlich sind. Auch 
würde dadurch wiederum die Überzeugungskraft des 
erstinstanzlichen Urteils völlig unnötig geschwächt, 
denn es müßte auch bei dem Berufungskläger der Ein­
druck entstehen, daß es Gesichtspunkte gibt, die das 
erstinstanzliche Gericht unberücksichtigt gelassen hat.

Mit den vorstehenden Ausführungen soll keineswegs 
einer lediglich formelhaften Behandlung vorbereitender 
Schriftsätze, wie sie das BG im vorliegenden Falle viel­
leicht mit Recht beanstanden mag, das Wort geredet 
werden. Man kann aber m. E. nicht, wie es das BG 
in seiner allgemein gehaltenen Begründung tut, dem 
Anwalt die Möglichkeit verwehren, nach seinem pflicht­
mäßigen Ermessen zu prüfen, ob er sich in der Be­
rufungsinstanz auf sein bisheriges Vorbringen be­
schränken will oder ob der Vortrag neuer Umstände 
erforderlich und sachdienlich ist. Geht man davon aus, 
daß einem jeden Schriftsatz eine sorgfältige Entschlie­
ßung des Prozeßbevollmächtigten vorausgeht, so braucht 
ein solcher Schriftsatz, der sich auf das erstinstanzliche
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